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[fortgesetzt] 

Gemeinsame Pressemitteilung 

Der Kampf gegen gefährliche Chemikalien braucht 
mehr als Symbolpolitik 
Im Vorfeld des Berlin Forums für Chemikalien und Nachhaltigkeit ziehen Umwelt- und 
Entwicklungsverbände eine kritische Bilanz der Arbeit der Bundesregierung. Sie hat 
wichtige Hausaufgaben in der Chemikalienpolitik unerledigt gelassen. 

Berlin, 5. Juli 2021: Die Bundesregierung hat die Chemikalienpolitik vernachlässigt. Sie hat damit in Kauf 
genommen, dass die Gesundheit von Menschen weiterhin gefährdet, die Klimakrise angeheizt und der 
Verlust der Artenvielfalt beschleunigt wird.  

Zu diesem Urteil kommt ein Bündnis aus den fünf Umwelt- und Entwicklungsverbänden BUND, Forum 
Umwelt und Entwicklung, HejSupport, PAN Germany und WECF. Es fordert die künftige Bundesregierung 
auf, den Schutz von Mensch, Artenvielfalt und Klima endlich ernst zu nehmen und sich in Deutschland, in 
der EU und weltweit aktiv für eine giftfreie Zukunft mit weniger Chemikalien und einem nachhaltigen 
Umbau der Chemieindustrie einzusetzen. Dies ist dringend notwendig: Noch immer sterben weltweit 
jährlich mehr als 1,6 Mio. Menschen durch Chemikalien. Noch immer wird für Herstellung und Transport 
von Chemikalien und Produkten knapp ein Drittel der verbrauchten Energie benötigt. Noch immer werden 
Ökosysteme durch den Rohstoffabbau und die Freisetzung gefährlicher Stoffe zerstört. Schadstoffe und 
Pestizide sind eine Hauptursache für die Umwelt- und Gesundheitskrise unserer Zeit. 

Die jetzige Bundesregierung hat viele Möglichkeiten zu handeln verstreichen lassen. Obwohl Deutschland 
der Chemiestandort Nr. 1 in Europa ist, wurde Chemikalienpolitik weder im Koalitionsvertrag noch 
während der EU-Ratspräsidentschaft adressiert. Dabei ist die Bundesregierung als Vorsitzende des so 
genannten „Strategischen Ansatzes zum internationalen Chemikalienmanagement“ (SAICM) in der Pflicht, 
die Weichen für eine Erneuerung des Abkommens zu stellen.  

SAICM sollte dazu beizutragen, die Folgen von Chemikalien und Abfällen auf die menschliche Gesundheit 
und die Umwelt bis 2020 zu minimieren. Dieses Ziel wurde nicht erreicht. Weltweit mangelt es an 
Problemwahrnehmung und politischem Handlungswillen. Im Juli 2021 wollte die Staatengemeinschaft in 
Bonn auf einer internationalen Konferenz zur Chemikaliensicherheit beschließen, wie es mit SAICM nach 
2020 weitergeht. Statt der wegen Corona verschobenen Konferenz veranstaltet die Bundesregierung nun 
am 7. und 8. Juli das virtuelle Berlin Forum für Chemikalien und Nachhaltigkeit. Das u.a. mit 
Bundeskanzlerin Angela Merkel und António Guterres, Generalsekretär der Vereinten Nationen, 
hochrangig besetzte Forum soll über Wege für einen nachhaltigen Umgang mit Chemikalien diskutieren. 

Das NGO-Bündnis erwartet von dem Forum nicht nur schöne Worte und Symbolik, sondern konkrete 
Zusagen, um bis spätestens 2030 die negativen Folgen von Produktion und Verwendung von Chemikalien 
und Abfällen für Mensch, Artenvielfalt und Klima zu minimieren. Verbände in Deutschland und weltweit 
haben Forderungen mit konkreten Maßnahmen zum Schutz vor giftigen Chemikalien aufgestellt, die sofort 
umgesetzt werden könnten. 

„Das Ziel, die Belastung des Menschen und der Umwelt durch Produktion und Freisetzung gefährlicher 
Stoffe bis 2020 nachhaltig zu reduzieren, ist nicht annähernd erreicht worden“, erklärt Manuel 
Fernandez, Chemikalienexperte vom BUND. Ohne ein grundlegendes Umsteuern im Chemiesektor seien 
auch die Klima- und Artenschutzziele der UN-Agenda 2030 zum Scheitern verurteilt.  „Die 
Chemieindustrie darf als größter Stromverbraucher und drittgrößter Emittent von Kohlendioxid die 
Klimakrise nicht weiter verschärfen. Die Folgen tragen die Allgemeinheit und die Natur“, so Fernández. 
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„Das muss sich schnell ändern. In der EU bietet die neue EU-Chemikalienstrategie für Nachhaltigkeit 
hierfür eine Chance. Die Bundesregierung ist aufgefordert, beim nachhaltigen Umbau der Chemieindustrie 
mit gutem Beispiel voranzugehen.“ 

Auch Pestizide zählen zu den weltweit gehandelten Chemikalien. „Jährlich erleiden rund 385 Millionen 
Menschen ungewollt Pestizidvergiftungen. Pestizide machen zudem einen erheblichen Anteil an stofflichen 
Belastungen von Gewässern, Lebensmitteln und am Schwund der Biodiversität aus“, erläutert Susan 
Haffmans vom Pestizid Aktions-Netzwerk (PAN Germany). „Insbesondere hochgefährliche Pestizide sind 
eine weltweite Bedrohung. Deutschland kann und sollte damit beginnen, Doppelstandards im 
Pestizidhandel abzubauen und den Export von in der EU verbotenen hochgefährlichen Pestizide gesetzlich 
unterbinden. Zudem sollten endlich die Beschlüsse der vierten Internationalen Chemikalien Konferenz von 
2015 umgesetzt werden, HHPs in der Landwirtschaft schrittweise durch nicht-chemische Alternativen wie 
Agrarökologie zu ersetzen.“ 

Johanna Hausmann von Women Engage for a Common Future führt weiter aus: „Nur ein Bruchteil der bis 
zu 350.000 Chemikalien auf dem Weltmarkt sind reguliert. Sie vergiften unsere Umwelt und unsere 
Gesundheit. Die Wissenschaft bestätigt die krankmachende Wirkung vieler Chemikalien und bringt sie u.a. 
in Zusammenhang mit der Zunahme von Krebs, Fruchtbarkeitsstörungen und neurologischen 
Erkrankungen. Schwangere, Frauen, Kinder und sozial schwächere Bevölkerungsgruppen sind dabei 
besonders betroffen – in Deutschland und weltweit. Frauen reichern Schadstoffe stärker an. In der 
Schwangerschaft gelangen diese an den Fötus und gefährden künftige Generationen. Der Schutz vor 
bedenklichen Chemikalien muss eine wichtige Aufgabe der künftigen Bunderegierung werden. Gender- 
und sozioökonomische Aspekte müssen dabei eine wichtige Rolle spielen.“ 

Tom Kurz vom Forum Umwelt und Entwicklung ergänzt: „Die Untätigkeit der internationalen 
Staatengemeinschaft und der Bundesregierung machen uns krank und werden auch noch kommende 
Generationen belasten. Es ist nicht möglich, unbedenklich einkaufen zu gehen und davon auszugehen 
nicht vergiftet zu werden. Hormonschädliche Substanzen in Kosmetik, Pestizide in der Luft und in unserem 
Essen, PFAS in Verpackungen und Weichmacher im Spielzeug: überall sind wir gefährlichen Stoffen 
ausgesetzt.“  

Alexandra Caterbow von der Gesundheits- und Umweltorganisation HEJSupport fasst zusammen: „Der 
Stellenwert der Chemiepolitik in der Politik der Bundesregierung spiegelt nicht die Dringlichkeit wider, die 
wir der Vergiftung unseres Planeten und unserer Körper beimessen sollten. Wir brauchen dringend 
verbindliche Zusagen aus der Politik, die auch im nächsten Koalitionsvertrag verankert sein müssen. Mehr 
Maßnahmen auf nationaler, EU und internationaler Ebene müssen von der neuen Regierung angeschoben 
und unterstützt werden, sonst werden z.B. weiterhin unsere Flüsse kontaminiert sein und Babys mit 
Schadstoffen im Körper geboren.“  

Weiterführende Informationen 

Informationen der NGOs zum Thema internationales Chemikalienmanagement finden Sie auf der 
gemeinsamen Webseite unter https://www.giftfreie-zukunft.org/ sowie zum Download unter 

https://www.giftfreie-zukunft.org/aktuell/presse-berlin-forum (verfügbar ab 5. Juli) 

Zum Vorbereitungsprozess für die Chemikalienkonferenz in Bonn unter http://saicm.org/. 

Zum Berlin Forum für Chemikalien und Nachhaltigkeit 
https://www.bmu.de/berlin-forum-fuer-chemikalien-und-nachhaltigkeit/#c59688 

  

https://www.giftfreie-zukunft.org/
https://www.giftfreie-zukunft.org/aktuell/presse-berlin-forum
http://saicm.org/
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Kontakte 

Alexandra Caterbow, HEJSupport, alexandra.caterbow@hej-support.org, Tel. 0179/52 44 994 

Johanna Hausmann, Women Engage for a Common Future (WECF), johanna.hausmann@wecf-
consultant.org, Tel. 089/2323938-19, 0173/80 10 04 0  

Manuel Fernandez, Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland, Manuel.Fernandez@bund.net,  
Tel. 0151/19 33 62 10 

Susan Haffmans, Pestizid Aktions-Netzwerk (PAN Germany), mailto:susan.haffmans@pan-germany.org, 
Tel. 040 399 19 10-25 

Wolfgang Obenland, Forum Umwelt & Entwicklung, obenland@forumue.de, Tel. 030/678 1775 907 
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